
Stille breitet sich im Plenum des Bun-
destages aus, als Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) zum Red-

nerpult fährt. Die Debatte über den er-
weiterten Euro-Rettungsschirm dauert
schon über eine Stunde. Seine Vorredner
haben schon viele Rollen ausprobiert.
Schäubles Amtsvorgänger Peer Stein-
brück (SPD) versuchte sich als europäi-
scher Staatsmann, FDP-Fraktionschef Rai-
ner Brüderle attackierte vehement die
Opposition.
Jetzt also Schäuble. Er gibt den ehr -

lichen Makler, der zwischen den berech-
tigten Ansprüchen des Parlaments auf
Mitsprache und den Erfordernissen der

internationalen Krisenpolitik zu vermit-
teln versucht. „Keinem fällt diese Ent-
scheidung hier leicht“, sagt er. Es gehe
darum, ob die Politik in der Lage sei, „die-
se Entwicklungen zu steuern“.
Sie konnte es, zumindest  was die Dis-

ziplin in den eigenen Reihen angeht.
Glückwunsch, simsten sich Merkel und
ihr Parlamentarischer Geschäftsführer Pe-
ter Altmaier nach der erfolgreichen Ab-
stimmung über den Euro-Rettungsfonds
vergangenen Donnerstag. „Da hat sich
der Einsatz gelohnt.“  
Am Ende einer Woche, die voreilig zur

Schicksalswoche für die schwarz-gelbe
Koalition ausgerufen worden war, stan-

den zwei Erkenntnisse. Erstens: Die Re-
gierung kann bei der Euro-Rettung vor-
erst auf eine eigene Mehrheit bauen.
Zweitens: Ausgerechnet der Finanzminis-
ter weckte Zweifel am Krisenmanage-
ment der Regierung. In den Tagen vor
der Abstimmung befeuerte Schäuble
ohne Not eine Debatte um die Aufsto-
ckung des Rettungsschirms, die für neue
Unruhe in der Koalition sorgte.
Die FDP-Parlamentarier sind seit lan-

gem überzeugt, dass der Finanzminister
kein ehrliches Spiel mit ihnen spielt und
sie am liebsten aus der Regierung drän-
gen würde. Doch der Unmut über
Schäuble wuchs zuletzt auch auf den Bän-
ken der Unionsfraktion. Nicht wenige
werfen ihm vor, er unterlaufe ihre Rechte
als Abgeordnete und treffe auf europäi-
scher Ebene Verabredungen, die er zu
Hause nur unzulänglich offenbare. Die
CSU wähnt den Finanzminister gar auf
dem Weg zu einem europäischen Super-
staat – entsprechend hart fällt der Wider-
stand aus.
Die Kritik gilt einem der letzten Groß-

politiker im Merkel-Kabinett. Seit Mona-
ten weisen die Umfragen Schäuble als ei-
nen der beliebtesten Minister aus, nie-
mand sonst in der politischen Szene der
Republik genießt so hohes Ansehen,
selbst über die Parteigrenzen hinweg.
Wenn einer die Bundesrepublik durch
die Fährnisse der Euro-Krise steuern
kann, so glauben die Deutschen, dann
der in allen politschen Winkelzügen er-
fahrene  Schäuble. Der altgediente Par-
tei- und Fraktionsvorsitzende steht am
Ende seiner Karriere, er muss nieman-
dem mehr etwas beweisen und will nichts
mehr werden.
Das macht ihn stark, es nährt aber auch

seinen schon immer ausgeprägten Hang
zur Überheblichkeit und seine Neigung
zum Taktieren. Viele Unionsabgeordne-
ten, ob Währungsskeptiker oder nicht,
fühlen sich von ihm mit Geringschätzung
behandelt. Seine Aussagen in der Euro-
Krise sind selten eindeutig, stets lässt er
sich eine Hintertür offen. Das verwirrt
nicht nur politische Freunde und Gegner,
sondern auch die zur Hysterie neigende
Finanzwelt.
Nicht wenige unterstellen ihm zudem

eine versteckte Agenda. Einer der letzten
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Der Verstörer
Nach der Abstimmung zum Euro-Rettungsschirm wächst die  Kritik an 
Finanzminister Schäuble. Abgeordnete von Union und FDP trauen 

ihm nicht mehr über den Weg. Der  Minister wird zur Belastung für die Koalition.
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Finanzminister Schäuble: Der Unmut wächst



bekennenden Vollblut-Europäer nutze die
Krise, seinen Traum von den Vereinigten
Staaten von Europa vor anzubringen,
fürchten sie, um fast jeden Preis. Selbst
die Kanzlerin ist über die Vorstöße ihres
Finanzministers nicht selten irritiert. 
Schäubles Agieren in der vergangenen

Woche war dafür beispielhaft. Eigentlich
begann alles wie immer. Der Krise in der
Euro-Zone näherte sich der Finanzminis-
ter auch in Washington bei der Herbst -
tagung von Internationalem Währungs-
fonds (IWF) und Weltbank mit Sinnsprü-

chen aus dem Schwarzwald. Dass jedes
Land im gemeinsamen Währungsraum
für die Solidität seiner Finanzen zunächst
einmal selbst verantwortlich ist, um-
schrieb er mit einem alten Motto der Frei-
burger Stadtreinigung, frei nach Goethe:
„Ein jeder kehr vor seiner Tür, und sauber
bleibt das Stadtquartier.“
Schäuble findet sich in solchen Augen-

blicken unwiderstehlich. Ihn irritiert nicht,
dass seine Gesprächspartner aus dem Aus-
land oder die Vertreter der Weltpresse
mit alemannischen Weisheiten nichts an-
zufangen wissen.
Hinzu kommt, dass sich Schäuble an sei-

ne Mahnsprüche oft selbst nicht hält. „Re-

den ist Silber, Schweigen ist Gold“, dekre-
tierte er in Washington. Doch dann ließ
er sich ohne Not auf eine gefährliche De-
batte darüber ein, ob der europäische Ret-
tungsschirm EFSF wie eine Bank Zugang
zum Geld der Europäischen Zentralbank
(EZB) bekommen solle. Fachleute nennen
das „hebeln“.
Die meisten seiner deutschen Amtsvor-

gänger hätten solche Überlegungen mit
Empörung zurückgewiesen und auf die
schlimmen Erfahrungen Deutschlands im
vergangenen Jahrhundert verwiesen, als

Regierungen ihre Staatsausgaben über
die Notenpresse finanzierten und so die
Währung zerrütteten.
Nicht so Schäuble. Eine eindeutige Ab-

sage an die Vorschläge, die vor allem 
sein amerikanischer Amtskollege Timo-
thy Geithner in Umlauf gebracht hatte,
kam ihm nicht über die Lippen. 
Stattdessen redete er über Alternati-

ven für eine Banklizenz, mit denen sich
ähnliche Hebelwirkungen erzielen lie-
ßen. Welche das sein könnten, mochte
er dann nicht erklären, brachte aber zu-
sätzlich ins Gespräch, den dauerhaften
Rettungsschirm ESM auf 2012 vorzuzie-
hen.

Schäubles Äußerungen waren nicht nur
unbedacht, sie verrieten auch schlechtes
Timing. Ausgerechnet in der Woche, in
der die Koalition um Zustimmung zum
erweiterten Rettungsschirm ringt, dachte
Schäuble öffentlich über dessen nochma-
lige Reform nach. 
Vizekanzler Philipp Rösler ist entsetzt:

„Es wäre der falsche Weg, den europäi-
schen Rettungsschirm mit einer Bankli-
zenz auszustatten.“ Ein solcher Schritt
könne als Signal verstanden werden,
„dass die Finanzminister Zugriff auf die

Notenpresse erhalten“. Doch erst ein
Machtwort der Kanzlerin brachte Klar-
heit. Eine Lösung, bei der es zu einer Ein-
bindung der EZB komme, werde es nicht
geben, beschied sie Schäuble. 
Seit Wochen versuchten die Kanzlerin

und ihre Getreuen sicherzustellen, dass
die schwarz-gelbe Regierung bei der Ab-
stimmung über den erweiterten Euro-Ret-
tungsschirm eine eigene Mehrheit erhal-
ten würde. Abgeordnete wurden in Vier-
augengesprächen bearbeitet, die Parla-
mentsbeteiligung bei Einsätzen der EFSF
wurde großzügig erweitert. Zuletzt lief al-
les gut – bis zum missglückten Auftritt ih-
res Finanzminister in Washington. 
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Euro-Politikerin Merkel, Abgeordnete am vergangenen Donnerstag im Bundestag: „Der Einsatz hat sich gelohnt“
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Wie viel für die Kanzlerin auf dem
Spiel stand, machte ein kleiner Satz deut-
lich, mit dem sie ihre Rede in der Uni-
onsfraktion vergangenen Dienstag been-
det hatte. Sie wolle bei der Abstimmung
nicht auf SPD und Grüne angewiesen
sein, sagte Merkel ihren Parlamentariern
und sprach sie dann direkt an: „Dafür
habe ich noch viel zu viel mit Ihnen vor.“
Im Klartext: Sie will mit der schwarz-gel-
ben Koalition weiterregieren. 
Ob das auch das Ziel des Finanzminis-

ters ist, der immer wieder seine Sympa-
thie für eine Große Koalition erkennen
lässt, darüber wird im schwarz-gelben
Bündnis seit langem gerätselt. Immer wie-
der ist es Schäubles Zug zur Geheimnis-
krämerei, der die Koalition in Verwirrung
stürzt. Vor kurzem etwa informierte der
Finanzminister nur die Fraktionschefs der
Parteien im Bundestag und einzelne Fach-
politiker über den ersten Entwurf für den
neuen EFSF-Vertrag. In der Unionsfrak-
tion verriet der Minister dagegen kein
Wort. „Gysi wusste eher Bescheid als
Schäubles eigene Kollegen in der CDU“,
ätzt ein hochrangiges Fraktionsmitglied. 
Wieder einmal hatten die Koalitions-

abgeordneten das Gefühl, sie seien die
Letzten, die der Minister informiert. Wie-
der einmal erlebten sie einen Schäuble,
der hinter einem Schwall von Worten und
Erklärungen zu verbergen sucht, was er
wirklich plant und denkt.
Zu Schäubles Politikstil gehört auch

eine gehörige Portion Schauspielerei.
Kein anderer im Berliner Betrieb kann
so überzeugend die verfolgte Unschuld
geben wie der Finanzminister, niemand
versteht es besser als er, von eigenen Feh-
lern abzulenken.
Am vergangenen Dienstag, die ganze

Republik redete über das Hebeln des Ret-
tungsfonds, entrüstete er sich vor der
FDP-Fraktion wortreich über andere, die
das gefährliche Thema angeblich aufge-
bracht hätten. Es ärgere ihn „wirklich
maßlos“, schimpfte Schäuble, dass der
Brüsseler Währungskommissar Olli Rehn
„solche Vorschläge“ mache. Dann stellte
er klar: „Wir stocken den Fonds nicht auf,

wir stellen lediglich die 440 Milliarden
Euro sicher.“ Für Deutschland bleibe es
bei einem Haftungsrisiko von 211 Mil -
liarden Euro. „Darüber hinaus will ich
mich nicht festlegen, damit Sie mir später
nicht vorwerfen, ich hätte Ihnen etwas
Falsches erzählt.“
Das klang überzeugend, dabei hatte

Schäuble nur einen weiteren Kniff aus
der Trickkiste des erfahrenen Politikpro-
fis vorgeführt: das Dementi, das keines
ist. Denn in Rede stand ja gerade nicht
das Aufstocken des Fonds, sondern das
möglichst trickreiche Ausnutzen des vor-
handenen Volumens. „Die Abgeordneten
stimmten am Donnerstag über eine
Blackbox ab“, bilanziert der CDU-Fi-
nanzpolitiker Manfred Kolbe, der mit
Nein stimmte.
Denn schon jetzt ist klar: Mit den ge-

planten Garantien von 440 Milliarden
Euro soll ein Vielfaches an Geld bei Ban-
ken oder Versicherungen mobilisiert wer-
den, um bei Bedarf auch Italien und Spa-
nien stützen zu können, wenn Griechen-
lands Premier Georgios Papandreou die
Pleite seines Landes erklären muss. Und
das funktioniert so: Der Rettungsschirm

EFSF verspricht den Anlegern, bei einem
Investment in Staatsanleihen etwa von
Italien oder Spanien für einen Verlust von
zum Beispiel 20 Prozent aufzukommen.
Das macht die Anleihen dieser Länder in
den Augen der Investoren attraktiver, sie
stellen ihnen bereitwilliger frisches Geld
zur Verfügung.
Das Finanzierungsvolumen des Ret-

tungsschirms würde bei diesem Beispiel
verfünffacht, bei einer Verlustübernahme
von 25 Prozent stiege die Feuerkraft der
EFSF immer noch auf das Vierfache. Der
Charme dieser Lösung: Nach Einschät-
zung von Regierungsjuristen könnte das
Verfahren im bestehenden Rechtsrahmen
des Rettungsschirms abgewickelt werden,
seine gesetzlichen Bestimmungen müss-
ten nicht noch einmal novelliert und vom
Bundestag beschlossen werden. Die Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses ge-
nügt. Allerdings würde das Verfahren die
staatlichen Kreditrisiken weiter erhöhen.
Auch die Idee, der EFSF Zugang zu

Zentralbankgeld zu gewähren, liegt im-
mer noch auf dem Tisch, Merkels Macht-
wort zum Trotz. Schäuble lässt seine Sym-
pathien nur hinter vorgehaltener Hand
erkennen, andere aber werben unverhoh-
len dafür. In der EU-Kommission ist vor
allem Währungskommissar Olli Rehn da-
für, unter den Mitgliedsländern wird die
Idee von Frankreich und den schlingern-
den Randstaaten unterstützt. 
Selbst in der EZB sind längst nicht alle

dagegen. Österreichs Notenbankchef
Ewald Nowotny kann sich mit der Vari-
ante anfreunden, EZB-Vizepräsident Ví-
tor Constâncio aus Portugal ist dafür, der
künftige EZB-Chef Mario Draghi, ein Ita-
liener, hat nichts dagegen.
Noch-Präsident Jean-Claude Trichet

lehnt die Überlegungen dagegen genauso
ab wie Bundesbank-Präsident Jens Weid-
mann. Auch der künftige EZB-Chefvolks-
wirt und jetzige Finanzstaatssekretär Jörg
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Knapp kalkuliert
Um auch Spanien und Italien stützen 
zu können, müssten die Euro-Retter 
deutlich mehr Geld mobilisieren

Refinanzierungsvolumen 
von Italien und Spanien 
bis Ende 2014

Zusätzliche Risiken 
bei Verschärfung
der FinanzkriseInsgesamt 440 Mrd. €

Bereits zugesagte Hilfen für 
Griechenland, Irland und Portugal: 
rund 120 Mrd. €
Zusätzliche neue Aufgaben: 

   anleihen (anstelle der EZB*)

   stützung

* Bisherige Ankäufe von Staatsanleihen 
durch die EZB: 156,5 Mrd. € (Stand: 23. September)

950 Mrd. €

Derzeitiger Euro-
Rettungsfonds EFSF

Koalitionäre Seehofer, Rösler: „Bis hierhin und nicht weiter“ 



Asmussen ist dagegen. Nicht einmal der
deutsche EFSF-Chef Klaus Regling hält
etwas von der Idee.
Die Gegner hegen rechtliche Beden-

ken. Eine solche Maßnahme verstoße ge-
gen die europäischen Verträge, die eine
Finanzierung von Staatshaushalten durch
die Zentralbank verbieten.
Schäuble lässt sich von solchen Einwän-

den nicht abschrecken. Im Zweifel müss-
ten die Verträge eben geändert werden.
Für ihn stellt der jetzige Zustand Europas
nur eine Etappe auf dem Weg zu weiterer
Integration dar.
Nicht nur die FDP fremdelt mit Schäub-

les Kurs. Auch die CSU ist irritiert. Das
zeigte sich beim Treffen der CSU-Lan-
desgruppe am vergangenen Montag. Die
Einlassungen des Finanzministers aus Wa-
shington waren noch frisch im Gedächt-
nis, die Stimmung war entsprechend
schlecht. Horst Seehofer, Bayerns Minis-
terpräsident und Vorsitzender der CSU,
ärgerte, dass Schäuble mal wieder seine
Vision von den Vereinigten Staaten von
Europa propagiert hatte. Seehofer weiß,
dass diese Position zu Hause nicht beliebt
ist. Im Gegenteil: In Bayern habe man so-
gar die Verfassung geändert, um klarzu-
machen, dass für die CSU nur ein Europa
der Regionen in Frage komme, befand
Seehofer.
Dann kam ein Satz, der an Deutlichkeit

nichts zu wünschen übrig ließ: „Bis hier-
hin und nicht weiter“, war die Ansage
des CSU-Chefs. Ihn treibt die Sorge um,
die Politik der Euro-Rettung in Berlin
könnte den Erfolg bei der bayerischen
Landtagswahl gefährden. 
Noch aber arbeiten sich die Christso-

zialen erst einmal an Schäuble ab. „Für
mich ist nicht mehr erkennbar, worum es
dem Bundesfinanzminister geht“, kriti-
siert Georg Nüßlein, der wirtschaftspoli-
tische Sprecher der CSU-Landesgruppe.
„Wenn es Schäuble darum geht, seine eu-
ropapolitischen Träume in der Krise zu
verwirklichen, wird er seinem Job nicht
mehr gerecht.“
Deutlich auf Distanz zum Finanzmi-

nister geht Schäubles Kabinettskollege,
Innenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU). „Wer aus der Schuldenkrise den
Schluss zieht, dass der europäische Zen-
tralismus jetzt noch verstärkt werden
muss, macht sich auf den völlig falschen
Weg.“ In ganz Europa, auch in Deutsch-
land, wachse die Europa-Skepsis. „Der
kann man nicht dadurch begegnen, dass
die durch das Volk gewählten nationalen
Parlamente und Regierungen noch weiter
entmachtet werden“, sagt Friedrich.
Die Abstimmung am vergangenen

Donnerstag hat die Regierung noch ein-
mal überstanden. Die nächsten Hürden
werden höher sein.

LAURA GITSCHIER,
PETER MÜLLER, CHRISTIAN REIERMANN, 

MICHAEL SAUGA
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